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Zur Erwerbsorientierung von Frauen nach der deutschen Vereinigung — 
Umverteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit 

zwischen den Geschlechtern notwendig
von Elke Ho l s t  und Jürgen S c h u p p

1. Vorbemerkung

Auch nach der Überwindung der Rezession 1993/94 
bleibt die Arbeitslosigkeit in Deutschland das dringendste 
Problem. In Westdeutschland folgten der Absatzschwäche 
der Unternehmen Massenentlassungen, die — wenn über­
haupt — nur bei anhaltend kräftigem Wachstum wieder 
wettgemacht werden können. In Ostdeutschland scheint 
die Anpassungskrise zwar nun allmählich überwunden zu 
sein, sie hat indessen auf dem Arbeitsmarkt erhebliche 
Spuren hinterlassen. Die Freisetzung von Arbeitskräften 
hat Frauen und Männer nicht gleichermaßen getroffen, 
vielmehr gibt es geschlechtsspezifische Unterschiede, die 
zudem für Westdeutschland und Ostdeutschland ein diffe­
renziertes Bild ergeben.

Dieser Beitrag setzt sich mit den geschlechtsspezifi­
schen Auswirkungen der Entwicklung auf dem Arbeits­
markt seit der Vereinigung auseinander (1990-1993). 
These ist, daß trotz der Beschäftigungskrise ein „freiwilli­
ger” Rückzug der Frauen vom Arbeitsmarkt in Deutsch­
land bislang weder in großem Umfang stattgefunden hat, 
noch künftig zu erwarten ist. Zur Untermauerung der These 
wird die bisherige Entwicklung der Beteiligung der Frauen 
am Erwerbsleben in beiden Teilen Deutschlands beschrie­
ben und auf deren Erwerbsorientierung eingegangen. Wei­
terhin werden Anforderungen diskutiert, die an die Arbeits­
marktpolitik vor dem Hintergrund anhaltender Beschäfti­
gungsprobleme gestellt werden. Aufgrund erwarteter 
zunehmender Ungleichgewichte in der ’Verteilung’ von be­
zahlter und unbezahlter Arbeit in der Gesellschaft wird u.a. 
eine Neudefinition von Arbeit sowie die forcierte aktive Soli­
darität zwischen den Geschlechtern für notwendig er­
achtet.

2. Zur Datenbasis

Der größte Teil der folgenden Überlegungen und Thesen 
basiert auf Erkenntnissen und Erfahrungen, die am Deut­
schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) aus der Ar­
beit mit dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) gewon­
nen wurden; dies stellt eine mikroanalytische Ergänzung

der stärker makro-ökonomischen Analysen des Instituts 
dar.

Das SOEP ist eine empirische Langzeituntersuchung 
zur repräsentativen Erfassung und Interpretation des ge­
sellschaftlichen Wandels1. Die Studie läuft seit 1984 in den 
alten Bundesländern und konnte — noch vor Inkrafttreten 
der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion — im Juni 
1990 auf das Gebiet der damaligen DDR ausgedehnt wer­
den2. Die Wiederholungsbefragungen finden einmal jähr­
lich, jeweils im Frühjahr, statt.

Die weitgehend sachgleiche Entwicklung der Erhe­
bungsinstrumente und der vergleichbare methodische An­
satz der Stichprobenauswahl erlauben — nach entspre­
chenden Hochrechnungsschritten — innerdeutsche Ver­
gleiche. Der Stichprobenumfang der Basisbefragung (Ost) 
wurde groß genug gewählt, um eigenständige Analysen 
zum Entwicklungsprozeß von Personen und Haushalten in 
den neuen Bundesländern durchführen zu können. Den 
Analysen liegen die Daten der ersten vier Befragungswel­
len in Ostdeutschland sowie die zeitgleichen Daten der 
Wellen 7 bis 10 in Westdeutschland zugrunde. Somit kann 
die Entwicklung in beiden Teilen Deutschlands zwischen 
Juni 1990 und Frühjahr 1993 empirisch näher beleuchtet 
werden.

3. Arbeitsmarktsituation 
in Ost- und Westdeutschland

3.1 V e r l a u f  der  A r b e i t s l o s i g k e i t  
im Q u e r s c h n i t t

Seit der Vereinigung beider Teile Deutschlands stellen 
Frauen den größten Teil der Arbeitslosen in Ostdeutsch­
land. Abbildung 1 verdeutlicht den diskontinuierlichen Auf­
bau der Arbeitslosigkeit. Hier fallen zwei Entwicklungen

1 Vgl. hierzu auch Projektgruppe Sozio-ökonomisches Panel 
(1995), sowie Wagner et al. (1994).

2 Vgl. zu Konzept und Methode der Studie Schupp, Wagner 
(1991).
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Abbildung 1

Entwicklung der Arbeitslosigkeit^ 
von Juni 1990 bis Dezember 1994

in Tausend

1990 1991 1992 1993 1994
1) Bestand am Ende des Monats.

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. DIW 95

besonders auf: Erstens der sprunghafte, erhebliche An­
stieg der Arbeitslosigkeit von Juni auf Juli 1991; er beruhte 
zu einem Großteil auf den zum 30. Juni 1991 ausgelaufe­
nen Rationalisierungsschutzabkommen im Bereich der 
Metall- und Elektroindustrie sowie auf beendeten Warte­
schleifen im öffentlichen Dienst. Zweitens die große Zu­
nahme der Arbeitslosigkeit vom Dezember1991 auf Januar 
1992; diese war neben saisonalen Gründen auch auf das 
Auslaufen der Kurzarbeiter-Sonderregelung nach § 63 
Abs. 5 AFG-DDR zum 31.12.1991 zurückzuführen. Diese 
beiden Schübe verfestigten das Bild zu ungunsten der 
Frauen, sie stellen seitdem etwa zwei Drittel der Arbeitslo­
sen. Im Dezember 1994 lag ihre Arbeitslosenquote schließ­
lich mit 19,2 vH annähernd doppelt so hoch wie die der 
Männer (9,6 vH). Diese Entwicklung spiegelt sich auch in 
Abbildung 2 wider. Diese — auf den Daten des SOEP ba­
sierende Darstellung — macht deutlich, daß sich die 
Frauen in Ostdeutschland nach dem unfreiwilligen Verlust

der Beschäftigung arbeitslos meldeten bzw. in Bildungs­
maßnahmen eintraten. Der Anteil nichterwerbstätiger 
„Nur” -Hausfrauen blieb seit 1991 nahezu konstant, d.h. es 
kam nicht zu einem massiven „freiwilligen” Rückzug vom 
Arbeitsmarkt.

In Westdeutschland lag der Anteil Arbeitsloser im De­
zember 1994 bei Frauen und Männern mit rund 9 vH gleich 
hoch. Von allen arbeitslos Gemeldeten waren 42 vH 
Frauen. Männer profitierten zwar ebenfalls mehr von 
einem Abbau der Arbeitslosigkeit, sie waren aber aufgrund 
der Rezession im industriellen Bereich stärker vom Anstieg 
der Arbeitslosigkeit betroffen als Frauen3. Auch in West­
deutschland erhöhte sich der Anteil der Frauen, die sich in 
Ausbildung befanden sowie der Anteil arbeitsloser Frauen. 
Entsprechend sank der Anteil der „Nur” -Hausfrauen4.

3 Vgl. Holst, Schupp (1994a).

4 Vgl. hierzu auch Holst, Schupp (1993).
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Abbildung 2a

Entwicklung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen in Ostdeutschland

1992

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, Ost 1990-1993.

Erwerbstätig ¡88883 Arbeitslos gemeldet Vorüb. Freistellung 

t i in Ausbildung Nichterwerbstätig

3.2 D y n a m i k  am A r b e i t s m a r k t

In der dynamischen Betrachtung des ost- und westdeut­
schen Arbeitsmarktes wird noch einmal die unterschiedli­
che geschlechtsspezifische Betroffenheit deutlich (Tabelle 
1). Für Ostdeutschand werden die Jahresperioden5 
1990/91,1991/92 und 1992/93, für Westdeutschland die Pe­
riode 1992/93 jeweils im Längsschnitt ausgewiesen.

In allen Beobachtungszeiträumen lag in Ostdeutschland 
der Zugang in Erwerbsarbeit bei den Frauen über dem der 
Männer. Diese Entwicklung wurde jedoch in den beiden er­
sten Perioden überlagert von den weitaus größeren Antei­
len von Frauen, die ihre Erwerbsarbeit verloren („Abgang 
aus Erwerbstätigkeit” ). Frauen wurden deshalb nicht nur 
häufiger arbeitslos, sie verblieben auch mit steigender Ten­
denz länger in der Arbeitslosigkeit als Männer. Erwerbstä­
tige Frauen waren im beobachteten Zeitraum zudem weni­
ger häufig durchgängig erwerbstätig als Männer; sie pen­
delten auch weniger in die alten Bundesländer, um 
regionale Arbeitsmarktprobleme zu überwinden. Der An­
teil der Frauen, die innerhalb der Untersuchungsperioden 
überhaupt einmal erwerbstätig waren, sank von 85 vH in 
der Periode 1990/91 auf 71 vH in der Periode 1992/93. Die

im SOEP befragten Frauen in Ostdeutschland zogen sich 
jedoch seit der Jahresperiode 1991/92 in geringerem Um­
fang als die Männer völlig vom Arbeitsmarkt zurück6. Erst­
mals in der Periode 1992/93 nahmen etwas mehr Frauen 
eine Erwerbstätigkeit auf als arbeitslos wurden.

Die Langzeitarbeitslosigkeit stellte für die Frauen ein 
immer größeres Problem als für die Männer dar. In Periode 
III waren schließlich 9 vH der Frauen dauerhaft arbeitslos 
(Männer: 4 vH). Insgesamt waren 1992/93 ein Viertel 
(26 vH) der Frauen in Ostdeutschland dauerhaft ohne eine 
Erwerbsarbeit; bei den Männern lag der Anteil nur bei 
einem Achtel (13 vH). Vollständig zurückgezogen vom Ar­
beitsmarkt (,,Nur” -Hausfrau)7 hatte sich hiervon jeweils 
die Hälfte; die andere Hälfte wurde arbeitslos oder befand

5 Die Jahresperioden umfassen durchschnittlich zwölf Monate.

6 In Tabelle 1 „sonstige Nichterwerbstätige”  unter Abgang aus 
Erwerbstätigkeit; also nichtregistrierte Erwerbslose, die sich nicht 
im Erziehungsurlaub oder in Ausbildung bzw. einer Bildungsmaß- 
nahme befinden.

7 Als „N u r” -Hausfrauen bzw. -männer werden hier nichtregi­
strierte Erwerbslose bezeichnet, die sich nicht im Erziehungsur­
laub oder in Ausbildung oder einer Bildungsmaßnahme befinden.
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Tabelle 1
Dynamik am ostdeutschen Arbeitsmarkt und geschlechtsspezifische Betroffenheiten

Vergleich dreier Jahres-Längsschnittbetrachtungen1)

Ostdeutschland Westdeutschland

Periode I

Juni 1990 bis 
März/April 1991 

Männer Frauen

insg. insg.

Periode II

März/April 1991 bis 
März/April 1992 

Männer Frauen 

insg. insg.

Periode III

März/April 1992 bis 
März/April 1993 

Männer Frauen

insg. insg.

Periode III

März/April 1992 bis 
März/April 1993 

Männer Frauen

insg. insg.

Fallzahlen 1 797 1 754 1 665 1 668 1 665 1 668 1 665 1 668
Hochgerechnet in 1 000 5 009 4 914 4 608 4 598 4119 4 363 18 700 18 591

Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100

Am Anfang und/oder Ende der 
jeweils betrachteten Zeitperiode 
erwerbstätig 92,9 84,5 87,9

in vH 

76,4 84,9 71,1 86,8 63,4

Durchgängig erwerbstätig 75,8 64,4 66,8 55,4 63,7 50,8 77,3 55,3
— ohne Änderung 56,9 48,7 46,9 39,5 48,9 40,5 68,1 46,9
— mit Änderung 18,9 15,7 19,9 15,9 14,8 10,3 9,2 8,4

Zugang in Erwerbstätigkeit 2,1 5,0 3,5 5,6 6,7 8,8 3,9 3,7
— in betriebl. Ausbildung/Lehre 1,1 0,8 0,1 0,5 1,1 1,8 1,0 1,3
— sonstige 1,0 4,2 3,4 5,1 5,6 7,0 2,9 2,4

Westpendler 5,5 1,1 6,3 1,5 5,8 2,6 1,1 0,1

Abgang aus Erwerbstätigkeit 9,5 14,0 11,3 13,9 8,7 8,9 4,5 4,3
—  in (Weiter-)Bildungsmaßnahme 0,4 0,5 0,5 1,0 0,9 0,9 0,7 0,6
—  in M ütterjahr/Elternurlaub 0,0 2,4 0,0 0,5 0,0 0,9 0,0 1,8
—  in Arbeitslosigkeit 6,3 8,8 7,8 11,4 6,3 7,4 3,2 1,5
—  sonstige Nichterwerbstätigkeit 3,2 5,2 3,5 2,5 2,4 1,5 1,3 2,8

Nichterwerbstätig 5,8 14,3 10,3 21,8 14,2 27,9 13,0 36,5
—  mit phasenweiser 

Erwerbstätigkeit 1,1 3,3 1,5 3,5 1,3 1,6 1,2 1,1
—  in Arbeitslosigkeit 0,6 1,2 0,9 2,5 1,1 1,3 0,5 0,4
—  sonstige 0,5 2,1 0,6 1,0 0,2 0,3 0,7 0,7
—  konstant nichterwerbstätig 4,7 11,0 8,8 18,3 12,9 26,3 11,8 35,4
—  nichterwerbstätig, aber in 

Bildungsmaßnahme 1,8 1,6 1,6 1,8 1,7 1,9 4,4 3,7
— dauerarbeitslos 0,0 0,0 2,6 4,6 4,1 9,2 1,8 1,2
— Wechsel Nichterwerbstätigkeit 

in Arbeitslosigkeit 0,5 1,2 0,3 1,4 0,6 1,5 0,6 0,5
—  sonstige (einschl. Nur 

Hausfrau/-mann) 2,4 8,2 4,3 10,5 6,5 13,7 5,0 30,0

Umzug nach Westdeutschland/ 
West-Berlin 1,3 1,2 1,8 1,8 0,9 1,0 0,2 0,1

1) im Alter 16-59 Jahre

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, (Ost) 1990-1993; (West) 1992-1993.

sich in einer Bildungsmaßnahme. Der im Zeitablauf erheb­
liche Anstieg des Anteils dauerhaft nichterwerbstätiger 
„Nur” -Hausfrauen von 8 vH im Zeitraum 1990/91 auf 14 vH 
im Zeitraum 1992/93 und -Männer8 (1990/91 2 vH, 1992/93 
7 vH) ist vor allem durch den Rückzug älterer Erwerbstäti­
ger vom Arbeitsmarkt (Inanspruchnahme von Vorruhe­
standsregelungen) zu erklären. So waren 71 vH dieser

Frauen älter als 55 Jahre; nur 16 vH waren jünger als 50 
Jahre (Abbildung 3).

In Westdeutschland war erwartungsgemäß im Frühjahr 
1993 ein weit größerer Teil der Beschäftigten durchgängig

8 In Tabelle 1 die Kategorie „Sonstige”  in der Gruppe der kon­
stant Nichtwerbstätigen.
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Abbildung 2b

Entwicklung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen in Westdeutschland
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Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, West 1991-1993.

und in stabilen Beschäftigungsverhältnissen erwerbstätig 
als in Ostdeutschland. Der Anteil der durchgängig nichter­
werbstätigen „Nur” -Hausfrauen lag wesentlich höher als 
in Ostdeutschland. Weiterhin nahmen die im SOEP befrag­
ten westdeutschen Frauen auch häufiger den Erziehungs­
urlaub in Anspruch und zogen sich (vorübergehend) vom 
Arbeitsmarkt zurück (,,Nur” -Hausfrauen)9.

Exkurs: Arbeitslosigkeit und deren Auswirkungen 
auf die Erwerbskonstellation 

von Paarhaushalten in Ostdeutschland

In Ostdeutschland waren 1990 noch in gut vier Fünfteln 
aller Paarhaushalte beide Partner erwerbstätig; 1993 redu­
zierte sich dieser Anteil auf drei Fünftel (vgl. Tabelle 2). Vor 
allem ältere Paare waren hiervon betroffen10. Da insbeson­
dere ältere Frauen in der DDR im Übergang in den Ruhe­
stand eine Teilzeitbeschäftigung ausübten, sank mit ihrem 
Ausscheiden auch der Anteil der Haushalte, in denen die 
Partnerin in Teilzeit beschäftigt war. Insgesamt war der An­
stieg der Zahl von Paarhaushalten mit einem Alleinverdie­
ner erheblich höher als bei Haushalten mit einer Alleinver­
dienerin.

Während in Ostdeutschland traditionellere Erwerbskon­
stellationen in Paarhaushalten aufgrund veränderter Rah­
menbedingungen zunächst an Gewicht gewinnen, verläuft 
die Entwicklung in Westdeutschland umgekehrt. Ausge­
hend von einem niedrigeren Niveau im Vergleich zu Ost­
deutschland stieg die Zahl der Paarhaushalte mit zwei er­
werbstätigen Partnern leicht an (1990:50 vH, 1993:52 vH). 
Im Jahr 1993 war in 40 vH der Paarhaushalte (Ost: 24 vH) 
nur der Mann erwerbstätig (1990: 43 vH). Wie die Entwick­
lung bzw. Annäherung in beiden Teilen Deutschlands künf­
tig verlaufen wird, ist nicht zuletzt von der langfristigen Er­
werbsorientierung der Frauen, von der finanziellen Not­
wendigkeit der Erwerbsbeteiligung von Frauen sowie von 
den Möglichkeiten der Realisierung der Erwerbswünsche 
und damit von der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt abhän­
gig. Hierauf soll später noch eingegangen werden.

9 So lautet die These der Bundesanstalt für Arbeit, daß sich im 
Westen immer mehr Frauen in die Stille Reserve zurückziehen 
und deshalb der Arbeitslosenbestand an Frauen im vergangenen 
Jahr weniger als der der Männer gestiegen sei. Vgl. Autorenge­
meinschaft (1993, S. 456).

10 Vgl. Holst (1993, S. 53-73).
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Abbildung 3

Altersstruktur konstant nichterwerbs­
tätiger Frauen im Längsschnitt 1992/93
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Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel 1992/93. | | Westdeutschland | | | |  Ostdeutschland

3.3 E i n s c h ä t z u n g  
de r  e i g e n e n  A r b e i t s p l a t z s i c h e r h e i t  

und  R e a l i t ä t s n ä h e  de r  E i n s c h ä t z u n g

Die schwierige Arbeitsmarktsituation spiegelt sich auch 
in den Ängsten der Beschäftigten. In Ostdeutschland er­
warteten Erwerbstätige im Frühjahr 1993 nach wie vor in 
weit höherem Umfang als westdeutsche Beschäftigte, 
ihren Arbeitsplatz zu verlieren (Tabelle 3). Während in Ost­
deutschland diese Ängste seit 1990 langsam abnahmen, 
wuchs in Westdeutschland im gleichen Zeitraum die Furcht 
vor dem Arbeitsplatzverlust.

Frauen in Ostdeutschland fühlen sich — zu Recht — 
häufiger von einem Arbeitsplatzverlust bedroht als Männer. 
In Westdeutschland ist dies bislang nicht der Fall11. Insge­
samt sahen sich im Frühjahr 1993 überein Drittel der ost­
deutschen Frauen (36 vH, davon 20 vH arbeitslos) und 
mehr als ein Viertel der ostdeutschen Männer (26 vH, 
davon 12 vH arbeitslos) im erwerbsfähigen Alter mit einem 
(tatsächlichen oder möglichen) Arbeitsplatzverlust kon­
frontiert; in Westdeutschland waren dies zu diesem Zeit­
punkt „nur” reichlich 8 vH der Frauen (davon 4 vH arbeits­
los) und gut 12 vH der Männer (davon 6 vH arbeitslos).

Tatsächlich herrschte in Westdeutschland im Frühjahr 
1993 noch für das Gros der Beschäftigten die Überzeu­
gung vor, einen weitgehend sicheren Arbeitsplatz zu besit­
zen. Im Unterschied zu Ostdeutschland stieg hier mit zu­
nehmendem Alter die subjektiv wahrgenommene Ar­
beitsplatzsicherheit. Besonders deutlich wird dies bei den 
Männern: Untersucht man die Altersgruppen 16-34 Jahre, 
35-49 Jahre und 50-59 Jahre, so zeigt sich, daß in West­
deutschland im Frühjahr 1993 der Anteil derjenigen, die er­
warten, sicher ihren Arbeitsplatz zu erhalten, in der jüng­
sten Altersgruppe bei 31 vH lag, in der mittleren bei 41 vH 
und in der höchsten Altersgruppe bei 45 vH; in Ostdeutsch­
land nahmen dagegen die entsprechenden Anteile von 
20 vH über 17 vH auf 8 vH ab (Frauen West: 27 vH, 33 vH, 
34 vH; Ost: 11 vH, 10 vH, 5 vH).

Das derart hohe Vertrauen in die Sicherheit des eigenen 
Arbeitsplatzes überrascht, da schon im Frühjahr 1993 in 
den Schlagzeilen der Tagespresse düstere Arbeitsmarkt-

11 Dies ist u.a. auf den in Westdeutschland höheren Anteil nicht­
erwerbstätiger Frauen sowie auf die unterproportionale Beschäfti­
gung von Frauen im bislang vor allem vom Beschäftigungsverlust 
betroffenen verarbeitenden Gewerbe zurückzuführen.
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Tabelle 2
Strukturentwicklung der Erwerbstätigkeit in Paarhaushalten1)

1990

Ostdeutschland 

1991 1992 1993 1990

Westdeutschland 

1991 1992 1993

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Von allen Paarhaushalten waren 

Beide erwerbstätig 82,5 69,4 57,8 59,1 49,8 53,0 52,5 52,0

davon:

— Partnerin in Vollzeit 60,2 56,2 47,3 46,2 21,2 20,9 21,4 22,0

— Partnerin in Teilzeit 22,3 13,2 10,5 12,9 28,6 32,1 31,1 30,0

Nur Mann erwerbstätig 14,0 20,9 26,3 23,6 43,1 40,8 40,8 39,9

davon:

— Partnerin arbeitslos — __ __ 15,2 — — — 1,7

Mann nichterwerbstätig 3,5 9,7 15,9 17,3 7,1 6,2 6,7 8,1
davon:

— Partnerin in Vollzeit 1,5 4,8 6,6 8,1 2,3 2,8 3,2 2,8

— Partnerin in Teilzeit 0,7 1,3 0,9 1,0 2,0 1,0 1,1 2,4

— Partnerin auch nichterwerbstätig 1,3 3,6 8,4 8,2 2,8 2,4 2,4 2,9

darunter: Arbeitslos gemeldet — — — 4,4 — — — 0,2

1) Im Alter von 16 bis 59 Jahren.

Quelle: Das Sozlo-oekonomische Panel, 1990-1993.

Perspektiven für Westdeutschland gezeichnet wurden. Die 
Tendenz, daß in Westdeutschland mit steigendem Alter 
eine höhere subjektive Arbeitsplatzsicherheit festgestellt 
werden kann, gibt einen Hinweis darauf, daß sich eine stär­
kere Segregation der Beschäftigten in Stammbelegschaf­
ten mit verhältnismäßig sicheren Arbeitsplätzen und Rand­
belegschaften mit im Vergleich dazu unsicheren bzw. befri­
steten Arbeitsplätzen herausgebildet hat. Dabei haben 
diejenigen, die eine Erwerbsarbeit entweder neu oder er­
neut aufnehmen, ein höheres Risiko zu tragen, in die Rand­
gruppe zu gelangen, als jene, die bereits erwerbstätig sind. 
Diesem Risiko sind vor allem Jüngere, die ins Berufsleben 
eintreten sowie Frauen ausgesetzt, die im Vergleich zu 
Männern häufiger Erwerbsunterbrechungen aufweisen.

Daß die subjektiven Erwartungen bezüglich des Ar­
beitsplatzverlustes durchaus realistisch sind, zeigt Tabelle 
4. Von jenen Erwerbstätigen in Ostdeutschland, die 1990 
meinten, ihren Arbeitsplatz ganz sicher zu verlieren, waren 
knapp neun von zehn Frauen und Männern ein Jahr später 
entweder an anderer Stelle beschäftigt oder aber nicht 
mehr erwerbstätig. Daß die subjektiven Erwartungen auch 
in den Folgejahren sehr häufig zutreffen, zeigt der konstant 
hohe Assoziationskoeffizient Cramer’s V12.

3.4 U r s a c h e n  des  A u s s c h e i d e n s  aus  e i n e r  
B e s c h ä f t i g u n g  und E i n s c h ä t z u n g  der  

A r b e i t s b e d i n g u n g e n  am n e u en  A r b e i t s p l a t z

Die Ursachen des Ausscheidens aus einer Stelle können 
entscheidend für eine Wiederbeschäftigung und damit das

weitere Fortkommen im Erwerbsleben sein. Von besonde­
rer Bedeutung für eine erneute Beschäftigung ist sicher­
lich, ob eine Kündigung ausgesprochen oder selbst gekün­
digt wurde. Im Jahr 1993 lagen in Ostdeutschland die 
Gründe für ein Ausscheiden aus einer Stelle (vgl. Tabelle 5) 
zum großen Teil in der Kündigung des Arbeitgebers 
(Frauen 28 vH, Männer 27 vH), in der Stillegung des Be­
triebes (Frauen 25 vH, Männer 22 vH), aber auch noch in 
recht erheblichem Umfang in der eigenen Kündigung 
(Frauen 14 vH, Männer 22 vH). Weiterhin spielten befri­
stete Arbeitsverhältnisse eine nicht zu vernachlässigende 
Rolle (Frauen 9 vH, Männer 13 vH) — im Westen domi­
nierte dagegen als Ursache für das Ausscheiden aus der 
letzten Stelle die eigene Kündigung (Frauen 41 vH, Männer 
47 vH); bei den Frauen fällt hier der Erziehungsurlaub noch 
ins Gewicht (24 vH, Männer 6 vH). Insgesamt lösen Män­
ner häufiger als Frauen ihr Arbeitsverhältnis aus eigener 
Initiative auf.

Zumeist ist mit einem Beschäftigungswechsel eine Ver­
besserung der Arbeitsbedingungen verbunden. Dies gilt 
sowohl in Ost- wie in Westdeutschland. Aufgrund des 
hohen Anteils unfreiwilliger Beschäftigungsverluste und 
dem Druck, auch Nachteile in Kauf zu nehmen, um über­
haupt erwerbstätig zu sein, war in Ostdeutschland ein

12 Dieser auf Chi-Quadrat beruhende Assoziationskoeffizient 
läßt sich Tabelle 4 anwenden. Im Falle statistischer Unabhängig­
keit zwischen ’Erwartung’ und tatsächlicher beruflicher Verände­
rung hat der Koeffizient den Wert 0 (vgl. zu statistischen Details 
beispielsweise Benninghaus (1991, S. 216 ff).
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Erwarteter Arbeitsplatzverlust und nach einem Jahr tatsächlich eingetretene berufliche Veränderungen
für Männer und Frauen in Ostdeutschland

Tabelle 4

Folgeperiode —

M änner1)

1 Jahr danach

Frauen1)

Ins­
gesamt

Tatsächliche Veränderung 
im nächsten Jahr

keine mit Abgang aus 
berufliche beruflicher Erwerbs- 

Veränderung Änderung tätigkeit

Ins
gesamt

Tatsächliche Veränderung 
im nächsten Jahr

keine mit Abgang aus 
berufliche beruflicher Erwerbs- 

Veränderung Veränderung tätigkeit

Juni 1990 in vH in vH in vH in vH
(senkrecht) (waagerecht) (senkrecht) (waagerecht)

Erwerbstätige insgesamt 100,0 47,3 43,2 9,5 100,0 44,9 34,5 20,5

Erwerbstätige und deren
Erwartung, den Arbeits­
platz zu verlieren
— ganz sicher nicht 14,3 62,0 32,4 5,6 11,0 58,5 22,9 16,6
— eher unwahrscheinlich 45,9 54,1 40,0 5,9 39,5 59,4 29,7 11,0
— wahrscheinlich 33,7 37,6 50,3 12,1 41,5 35,6 40,9 23,5
— ganz sicher 6,0 14,3 54,0 31,7 7,9 12,3 46,0 41,7

Cramer's V
— für 1990/1991 0,206 0,226
— für 1991/1992 0,229 0,277
— für 1992/1993 0,219 0,237

1) Im Alter 16-59 Jahre.

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, (Ost) 1990-1993.

Tabelle 5
Art der Beendigung der letzten Stelle

in vH

Ost —

Frauen

1993

Männer

West — 

Frauen

1993

Männer

Lediglich beurlaubt 8,6 2,2 24,0 5,6

Aufgabe des eigenen Geschäfts 0,4 1,3 1,3 1,3

Versetzung auf andere Stelle im Betrieb 1,7 0,4 0,1 0,6

Eigener Wunsch für innerbetr. Versetzung 0,0 0,4 0,1 0,1

Eigene Kündigung/Auflösung der Beschäftigung 13,5 22,1 41,3 46,7

Kündigung durch Arbeitgeber 28,2 26,9 10,1 13,6

Ende eines Ausbildungsverhältnisses 4,5 1,6 4,4 6,0

Befristetes Arbeitsverhältnis war beendet 9,4 12,7 4,6 6,0

Vorruhestand In Anspruch genommen 6,8 9,1 0,4 1,9

Rente/Pension 0,1 0,3 0,8 2,1

Betriebsstillegung/Auflösung der Dienststelle 25,4 22,0 5,3 6,3

Sonstiges 1,4 1,0 7,6 9,8

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, 1993.
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Abbildung 4a

neuer Job häufiger als in Westdeutschlad mit Verschlech­
terungen verbunden (Abbildung 4). Nur ie Länge des Ar­
beitsweges wurde in Westdeutschlandöfter als in Ost­
deutschland als Verschlechterung beklgt. Daß sich der 
Verdienst in Ostdeutschland bei Antritt ener neuen Stelle 
häufiger als in Westdeutschland verbeserte, überrascht 
vor dem Hintergrund der angestrebten^ngleichung der 
Löhne in Ost und West nicht. In beiden Teen Deutschlands 
wurden sehr häufig steigende Arbeitsbeistungen mit der 
neuen Stelle verbunden. Während diesin Westdeutsch­
land „nur” jede dritte Frau erlebte, sah sih in Ostdeutsch­
land jede zweite Frau mit dieser Probleratik konfrontiert. 
(Bei den Männern lag der Anteil in beide Teilen Deutsch­
lands mit etwa 46 vH gleich hoch.) Beim Atritt einer neuen 
Stelle haben sich zudem die Aufstiegsmqlichkeiten häufi­
ger für Frauen als für Männer verschlechtrt: Ein Drittel der 
ostdeutschen Frauen und ein gutes Fünel der westdeut­
schen Frauen beurteilten ihre Aufstiechancen in der 
neuen Stelle schlechter als am alten Arbitsplatz.

3.5 E r w e r b s o r i e n t i e r u n g  
n i c h t e r w e r b s t ä t i g e r  F r a u en

Nichtbeschäftigte Frauen möchten immer häufiger eine 
Erwerbsarbeit aufnehmen. Sowohl in Ost-als auch in West­
deutschland will der überwiegende Teil nichtbeschäftigter 
Frauen im erwerbsfähigen Alter (16 bis 55 Jahre) erwerbs­
tätig werden (Tabelle 6). In Ostdeutschland ist der Wunsch, 
eine Erwerbstätigkeit auszuüben, erwartungsgemäß weit 
deutlicher ausgeprägt als in den alten Bundesländern. 
Hier wollten 1993 rund 90 vH der nichtbeschäftigten 
Frauen eine Erwerbsarbeit aufnehmen; fast drei Viertel 
sogar sofort oder innerhalb der nächsten zwölf Monate. 
Damit unterscheiden sich die Erwerbswünsche nichtbe­
schäftigter Frauen kaum von jenen der dort lebenden nicht­
beschäftigten Männer ihrer Altersgruppe (16-55 Jahre). Da 
jedoch wesentlich mehr Frauen als Männer in den neuen 
Ländern keine Beschäftigung haben, ist die hochgerech­
nete absolute Zahl jener Frauen, die eine Erwerbsarbeit
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Abbildung 4b

aufzunehmen wünschen, mit Abstand höher (1993: 1,14 
Mill.) als die der Männer (1993: 0,61 Mill.).

In Westdeutschland stieg der Erwerbswunsch der 
Frauen seit 1990 — ausgehend von einem niedrigeren Ni­
veau — sogar noch stärker als in Ostdeutschland. Nicht 
mehr erwerbstätig wollten 1993 nur noch 38 vH der nicht­
beschäftigten Frauen werden (1990:45 vH). Arbeitslos Ge­
wordene äußerten am häufigsten den Wunsch, möglichst 
schnell ins Erwerbsleben zurückzukehren. Relativ selten 
wurde dieser Wunsch — erwartungsgemäß — von jenen 
geäußert, die sich bereits vom Arbeitsmarkt zurückgezo­
gen hatten (also dauerhaft nichterwerbstätige „Nur” -Haus- 
frauen) (Tabelle 7). Die nicht zuletzt aufgrund der system­
bedingten Anreizstrukturen unterschiedlich hohe Erwerbs­
orientierung von Müttern wird drastisch sichtbar: etwa drei 
Viertel der ostdeutschen, aber nur gut ein Viertel (28 vH) 
der westdeutschen Frauen, die Erziehungsurlaub in An­
spruch nehmen, wollten sofort oder innerhalb der nächsten 
zwölf Monate eine Erwerbstätigkeit aufnehmen.

Die Realisierungschancen für die Erwerbswünsche sind 
jedoch vor allem in Ostdeutschland relativ gering und zei­
gen geschlechtsspezifische Unterschiede auf. In Ost­

deutschland stieg der Anteil der Männer, die wieder eine 
Beschäftigung finden, seit 1990 (Tabelle 8); bei den Frauen 
haben sich dagegen die Möglichkeiten zur Rückkehr auf 
den Arbeitsmarkt nicht gebessert. 62 vH der nichterwerb­
stätigen Männer, aber nur 43 vH der Frauen mit einem 1992 
geäußerten Erwerbswunsch waren ein Jahr später (1993) 
erwerbstätig. Auch in Westdeutschland lag der Realisie­
rungsgrad des Erwerbswunsches bei den Männern höher 
als bei den Frauen, jedoch waren die geschlechtsspezifi­
schen Unterschiede geringer als in Ostdeutschland 
(1992/93: Frauen 45 vH, Männer 50 vH). Frauen mit Er­
werbswunsch hielten sich in den alten Bundesländern weit 
häufiger als in Ostdeutschland in der Stillen Reserve13 auf 
(1992/93 Frauen: West 31 vH, Ost 9 vH).

13 Im vorliegenden Beitrag wird die Stille Reserve wie folgt defi­
niert: Alle nichtregistrierten Arbeitslosen m it Erwerbswunsch; d.h. 
erwerbsbereite Personen, die weder arbeitslos gemeldet noch in 
Erziehungsurlaub oder in Ausbildung sind und sich auch nicht in 
einer Bildungsmaßnahme befinden. Nach dem IAB-Konzept be­
rechnet sich im Unterschied hierzu die Stille Reserve aus dem 
„Saldo von nichtregistrierter Arbeitslosigkeit und Entm utigungsef­
fekten einerseits und zusätzlichen Entmutigungseffekten” . Hier 
stellt sich das Problem, die Entmutigungseffekte zu quantifizieren. 
Vgl. Brinkmann et al. (1987, S. 392).
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Zukunftsperspektiven:
Gewünschte Aufnahme einer Erwerbstätigkeit Nichtbeschäftigter1)

Tabelle 6

1990

Ostdeutschland 

1991 1992 1993 1990

W estdeutschland 

1991 1992 1993

Hochgerechnet in 1 000 640

Frauen 

911 1240 1 267 5 618

Frauen 

5 538 5 745 5 758

Von allen N ichtbeschäftigten2) 
wollen erwerbstätig werden (in vH) 
— sofort/innerhalb 12 Monaten 61,5 64,9 75,2 73,3 19,8 18,9 23,6 20,2
— später 24,3 23,9 16,5 16,8 34,9 37,3 35,5 42,1
— gar nicht 14,2 11,3 8,3 9,9 45,2 43,8 40,9 37,7

N achrichtlich:
Anteil N ichterwerbstätiger insgesamt 15,5 23,8 31,9 31,2 37,1 36,3 36,7 36,5

Hochgerechnet in 1 000 297

Männer 

521 652 726 2 315

Männer 

2 203 2 411 2 514

Von allen N ichtbeschäftigten2) 
wollen erwerbstätig werden (in vH) 
—  sofort/innerhalb 12 Monaten 66,6 75,0 74,7 73,6 42,3 42,8 41,9 49,1
— später 23,5 17,5 18,1 17,5 41,6 39,7 37,5 30,0
— gar nicht 9,9 7,4 7,2 8,9 16,1 17,5 20,7 20,9

N achrichtlich:
Anteil N ichterwerbstätiger insgesamt 7,3 12,9 17,2 18,2 14,4 14,7 15,3 16,3

1) Einschließlich arbeitslos Gemeldeter und Personen im Erziehungsurlaub. — 

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, Querschnittsdatensätze 1990-1993.

2) Im Alter von 16-55 Jahren.

Tabelle 7
Nichterwerbstätige aus der Längsschnittperspektive
Wunsch nach Aufnahme einer (erneuten) Erwerbsarbeit

Periode I 
im April 1991

Ostdeutschland

Periode II 
im April 1992

Periode III 
im April 1993

Westdeutschland

Periode III 
im April 1993

Hochgerechnet in 1.000 1 318 1 614 1 603 6 953

Von allen Nichterwerbstätigen1) der jeweiligen Periode 
haben den Wunsch sofort oder im nächsten Jahr eine 
Erwerbstätigkeit aufzunehmen (in vH)

A lle  Nichterwerbstätigen 48,9 59,9 53,3 18,2

Abgang aus Erwerbstätigkeit 54,3 74,0 73,9 35,9
— in (Weiter-)Bildungsmaßnahme 36,5 40,0 44,1 17,6
—  In M ütterjahr/E lternurlaub 53,3 58,2 74,1 28,3
—  in Arbeitslosigkeit 77,3 85,7 87,6 75,9
—  sonstige Nichterwerbstätigkeit 17,9 27,4 21,8 21,9

N ichterwerbstätig 39,4 59,0 44,6 14,5
—  m it phasenweiser Erwerbstätigkeit 63,8 80,5 86,0 27,3

— in Arbeitslosigkeit 87,0 93,3 90,0 62,5
— sonstige 51,0 49,0 50,0 15,1

—  konstant nichterwerbstätig 28,1 41,6 41,8 13,7
— nichterwerbstätig, aber in Bildungsmaßnahme 36,3 43,3 57,1 22,3
—  dauerarbeitslos — 78,6 79,1 58,6
—  Wechsel N ichterwerbstätigkeit in

Arbeitslosigkeit 63,7 82,1 51,9 63,7
— sonstige 17,9 15,8 9,2 9,2

1) Im A lter 16-59 Jahre.

Quelle: Das Sozio-ökonomische Panel, (Ost) 1990-1993, (West) 1992-1993.
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Tabelle 8
Realisierung von Erwerbsabsichten Nichterwerbstätiger

Erwerbsstatus in Folgeperiode — 1 Jahr danach

Nichterwerbstätige1! 
m it Wunsch, sofort oder 
innerhalb des nächsten 
Jahres erwerbstätig zu 
werden

Männer Frauen

Insgesamt 

in 1 000 in vH

Status Folgeperiode

darunter: 
weder arbeitslos 

Nicht- noch in Bildungs- 
Erwerbs- erwerbs- oder Erziehungs­

tätig tätig urlaub

Insgesamt 

in 1 000 in vH

Status Folgeperiode

darunter: 
weder arbeitslos 

Nicht- noch in Bildungs- 
Erwerbs - erwerbs- oder Erziehungs­

tätig tätig urlaub

Westdeutschland

Nichterwerbstätige 
insg. 1990 976 100,0 60,1 39,9 3,3 1136 100,0 51,1 48,9 27,8

Nichterwerbstätige 
insg. 1991 944 100,0 50,6 49,4 9,6 1041 100,0 35,2 64,8 35,7

Nichterwerbstätige 
insg. 1992 955 100,0 50,0 50,0 7,9 1315 100,0 44,6 55,4 30,6

Ostdeutschland

Nichterwerbstätige 
insg.1990 195 100,0 45,8 54,2 1,8 377 100,0 51,9 48,1 8,6

Nichterwerbstätige 
insg.1991 372 100,0 57,4 42,6 6,6 620 100,0 41,7 58,3 5,1

Nichterwerbstätige 
insg. 1992 484 100,0 61,8 38,2 8,5 938 100,0 42,9 57,1 8,9

1) im Alter 16-59 Jahre.

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, 1990-1993.

Insgesamt war in beiden Teilen Deutschlands bislang 
der Abbau von Arbeitslosigkeit für Frauen schwieriger als 
für Männer. Bei längerfristigen Beschäftigungsproblemen 
werden auch künftig besonders für Frauen erhebliche 
Schwierigkeiten der (Re-)lntegration in den Arbeitsmarkt 
zu erwarten sein. Eine Entmutigung im Sinne eines massi­
ven freiwilligen Rückzugs vom Arbeitsmarkt, der sich auch 
in der Statistik niederschlagen würde, hat bislang bei den 
Frauen nicht stattgefunden. Insbesondere bei einer Ver­
besserung der konjunkturellen Situation und einer Auswei­
tung der Nachfrage nach Arbeitskräften wird noch mit einer 
Ausweitung des Erwerbsangebotes von Frauen zu rech­
nen sein.

4. Arbeitszeitpolitik

4.1 A r b e i t s z e i t p o l i t i k  zu r  M i l d e r u n g  
d e r  B e s c h ä f t i g u n g s p r o b l e m e

Vor dem Hintergrund anhaltend hoher Arbeitslosigkeit ist 
die Diskussion um kürzere Arbeitszeiten wieder stärker in 
den Blickpunkt der Beschäftigungspolitik geraten. Anders 
als noch zu Beginn der 80er Jahre stehen nun nicht mehr 
allgemeine Arbeitszeitverkürzung mit Lohnausgleich im 
Mittelpunkt der Diskussion, sondern die gleichzeitige Nut­
zung einer Vielzahl von Modellen der flexiblen Arbeitszeit­

gestaltung verbunden mit Arbeitszeitverkürzungen und 
verschiedentlich einem Teillohnausgleich. Solche Ansätze 
ermöglichen Kostenneutralität und erlauben Effizienz­
gewinne für die Produktion; zudem entsprechen sie offen­
sichtlich den Bedürfnissen und Anforderungen von Indi­
viduen und Betrieben. Es besteht allgemein Einigkeit 
darüber, daß unter diesen Bedingungen durch Arbeitzeit­
verkürzung ein beschäftigungswirksamer Beitrag geleistet 
werden kann14.

4.2 Po t e n t i a l  f ü r  A r b e i t s z e i t v e r k ü r z u n g  — 
o h n e  L o h n a u s g l e i c h

Im SOEP wurde seit Mitte der 80er Jahre in West­
deutschland und erstmals 1993 in Ostdeutschland nach 
der Wunscharbeitszeit der Beschäftigten gefragt, wobei in 
der Frage bereits die Konsequenzen für das Monatsein-

14 Zu Beginn des Jahres 1995 steht sogar die 4-Tage-Woche im 
M ittelpunkt der Gespräche von Bundesregierung und Tarifpar­
teien. „D ie  Grundfrage, ob Arbeitszeitverkürzung ein Instrument 
zur Eindämmung von Arbeitslosigkeit ist, hat die Praxis bejaht. Als 
ceterum censeo gilt freilich, daß Arbeitszeitverkürzung dann be­
schäftigungspolitisch kontraproduktiv w irkt, wenn Lohn- und Kapi­
talnutzungskosten pro Stück insgesamt steigen” . Vgl. Buttler, 
Teriet (1994, S. 173).
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Vollzeitbeschäftigte1) mit Präferenz für Arbeitszeitverkürzung bzw. -Verlängerung
hochgerechnet in 1 000

Tabelle 9

1985 1986 1987

Westdeutschland 

1988 1989 1990 1991 1992 1993

Ostdeutschland

1993

Arbeitszeitverkürzungswünsche2) 

Vollzeitbeschäftigter 
— Männer 1 122 1 411 798 991 1 092 897 1 040 1 127 1 084 183
— Frauen 1 867 1 840 1433 1 579 1 964 1 660 1 746 1 899 1 792 591
Insgesamt 2 990 3 251 2 231 2 570 3 055 2 557 2 786 3 026 2 876 774

Arbeitszeiterhöhungswünsche3) 

Vollzeitbeschäftigter 
— Männer 1 605 1 590 1 758 1 621 1 623 1 174 1 634 1 892 1 639 597
— Frauen 147 162 286 251 154 152 257 284 157 142
Insgesamt 1 752 1 752 2 043 1 872 1 777 1 326 1 891 2 176 1 797 739

Saldo 1 237 1 498 188 698 1 278 1 231 895 850 1 079 35

1) Abhängig Beschäftigte ohne Auszubildende. — 2) 1 bis 30 Std./Woche. — 3) 45 u.mehr Std./Woche.

Quelle: Das Sozio-ökonomische Panel, Querschnittdatensätze 1985-1993 (W estdeutschland) und 1993 Ostdeutschland.

kommen enthalten sind: „Wenn Sie den Umfang Ihrer Ar­
beitszeitselbstwählen könnten und dabei berücksichtigen, 
daß sich Ihr Verdienst entsprechend der Arbeitszeit ändern 
würde, wieviele Stunden in der Woche würden Siedann am 
liebsten arbeiten?”

Insgesamt ergab sich für 1993 ein Potential von knapp 2,9 
Millionen Vollzeit-Beschäftigten in Westdeutschland und 
knapp 0,8 Millionen Vollzeit-Beschäftigten in Ostdeutschland, 
die gerne massiv ihre Arbeitszeit verkürzen würden und 30 
Stunden oder weniger in der Woche erwerbstätig sein möch­
ten15. Unter den gegenwärtigen Umständen wäre dies Teil­
zeitarbeit oder, andersausgedrückt, individuelle Arbeitszeit­
verkürzung ohne Lohnausgleich (Tabelle 9).

Es überrascht nicht, daß mehr Frauen als Männer ihre 
Arbeitszeit massiv verkürzen möchten. Ihr Anteil an allen in 
Vollzeit beschäftigten Frauen lag 1993 mit 29 vH in West­
deutschland und 26 vH in Ostdeutschland weit über dem 
Anteil der Vergleichsgruppe der Männer (Westdeutschland 
8 vH, Ostdeutschland 6 vH). Diese relativen Zahlen spie­
geln jedoch nur bedingt das reale Gewicht wider, daß die 
Männer unter den Vollzeit-Beschäftigten mit Präferenz für 
massive Arbeitszeitverkürzung (bzw. Teilzeitarbeit)einneh- 
men: 38 vH aller Vollzeit-Beschäftigten, die sich in West­
deutschland für eine Arbeitszeit von 30 Wochenstunden 
und weniger aussprechen, sind Männer (Ostdeutschland 
24 vH).

Diese Anteile sind im Zeitverlauf nicht stabil; Arbeitszeit­
wünsche unterliegen durchaus äußeren Einflüssen. Klam­
mert man diese Schwankungen einmal aus, so zeigt sich, 
daß sich in Westdeutschland das Potential unter Vollzeit-

Beschäftigten mit Wunsch nach einer merklichen Arbeits­
zeitverkürzung (von Vollzeit auf bis zu 30 Wochenstunden) 
mit rund 30 vH bei den Frauen und etwa 8 vH bei den Män­
nern seit Mitte der 80er Jahre kaum verändert hat.

Von allen Vollzeit-Beschäftigten, die eine Bereitschaft 
zeigten, ihre Arbeitszeit zu verkürzen, wollten etwa 60 vH 
der Männer und knapp die Hälfte der Frauen zwischen 36 
und 40 Wochenstunden erwerbstätig sein (vgl. Tabelle 10). 
Im Jahre 1993 gaben 16 vH der westdeutschen Männer 
(Ost: 11 vH) und 18 vH der westdeutschen Frauen (Ost: 
15 vH) an, einer Erwerbsarbeit zwischen 31 und 35 Stun­
den wöchentlich nachgehen zu wollen. Auf 20 bis 30 Wo­
chenstunden wellten immerhin noch 7 vH der Männer 
(Ost: 4 vH) und 26 vH der Frauen (Ost: 23 vH) ihre Arbeits­
zeit reduzieren. Bis auf maximal 19 Stunden wollten kaum 
noch bislang Vollzeit beschäftigte Frauen und Männer ihre 
Arbeitszeit verkürzen.

Das reale Potential für Arbeitszeitkürzungen können die 
dargestellten Zahlen natürlich nur bedingt angeben. Sie 
stellen sicherlich eher eine Untergrenze dar. Wie hoch das 
Potential bei einem (teilweisen) Lohnausgleich wäre, kann 
mit diesem Beitrag nicht beantwortet werden. Im SOEP 
konnte aufgrund einer beschränkten Befragungszeit 
weder ermittelt werden, wie hoch die Bereitschaft ist, weni­
ger zu arbeiten, wenn dafür im Betrieb niemand entlassen 
wird oder Neueinstellungen realisiert werden, noch, wie 
die Arbeitszeitpräferenzen aussähen, wenn der Ehepart-

15 Vgl. zu weiteren Analysen von Arbeitszeitpräferenzen Holst, 
Schupp (1994b).
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Tabelle 10
Gewünschte Wochenarbeitszeit Vollzeit-Beschäftigter1)

Umfang der gewünschten 
Arbeitszeit (ln Prozent) 1985 1986 1987

Westdeutschland 

1988 1989 1990 1991 1992 1993

Ostdeutschland

1993

Hochgerechnet in 1 000 12 592 1 261 1 304 1 317 1 335

Männer 

1 298 1 334 1 311 1 314 3 047

1-19 Stunden/Woche 2,0 2,0 0,5 0,6 0,7

in vH 

0,8 0,6 1,0 0,7 2,2
20-30 Stunden/W oche 6,6 9,0 5,4 6,8 7,1 6,0 7,1 7,4 7,3 3,7
31-35 Stunden/Woche 12,7 15,2 17,1 17,1 16,8 20,9 19,1 18,1 16,0 10,7
36-40 Stunden/Woche 62,9 59,7 60,4 61,7 59,2 61,8 59,9 57,1 60,9 62,6
41 Stunden/W oche und mehr 12,3 12,4 13,0 12,1 11,6 8,9 12,1 14,1 12,1 19,3
k.A./Weiß nicht 3,5 1,7 3,6 1,7 4,6 1,6 1,2 2,3 3,0 1,5
1-30 Stunden (k.A.-bereinigt) 8,9 11,2 6,1 7,5 8,2 6,9 7,8 8,6 8,2 6,0
41 u.m. (k.A.-bereinigt) 12,7 12,6 13,5 12,3 12,2 9,0 12,2 14,4 12,5 19,6

Hochgerechnet in 1 000 5 258 5 298 5 499 5 562 6 000

Frauen 

5 910 6 016 6 112 6 099 2 213

1-19 Stunden/Woche 3,8 2,5 1,7 1,0 1,7

in vH 

1,4 1,6 3,0 2,5 3,5
20-30 Stunden/Woche 30,4 31,6 23,4 26,7 29,0 27,0 26,9 27,1 26,0 22,8
31-35 Stunden/Woche 14,5 15,0 22,0 18,6 14,3 21,0 18,8 17,2 18,0 14,5
36-40 Stunden/Woche 44,9 46,1 44,2 46,9 46,4 46,9 46,7 45,1 48,0 51,3
41 Stunden/W oche und mehr 2,7 3,0 5,0 4,4 2,4 2,6 4,2 4,5 2,5 6,3
k.A./Weiß nicht 3,7 1,8 3,7 2,4 6,2 1,1 1,8 3,1 3,0 1,6
1-30 Stunden (k.A.-bereinigt) 35,5 34,7 26,1 28,4 32,7 28,1 29,0 31,1 29,4 26,7
41 u.m. (k.A.-bereinigt) 2,8 3,1 5,2 4,5 2,6 2,6 4,3 4,6 2,6 6,4

1) Abhängig Beschäftigte ohne Auszubildende.

Quelle: Das Sozio-oekonomische Panel, Querschnittdatensätze 1985-1993 (Westdeutschland) und 1993 Ostdeutschland.

ner sein Arbeitszeitangebot verändern würde16. Auch ist 
zu berücksichtigen, daß insbesondere in qualifizierten Tä­
tigkeitsbereichen die Höhe des monatlichen Verdienstes 
nicht die einzige Determinante für eine Einschränkung der 
Arbeitszeit darstellt. Hier spielen längerfristige Folgen 
einer solchen Entscheidung— wie Karriere, berufliche Ent­
wicklungschancen und langfristige soziale Sicherung — 
eine ebenfalls wichtige Rolle17.

4.3 T e i l z e i t a r b e i t

Derzeit besteht vor allem bei den Frauen der Wunsch 
nach Teilzeitarbeit, insbesondere um Familie und Beruf 
miteinander vereinbaren zu können. Was gegenwärtig 
daher gefordert wird, ist ein ausreichendes Angebot an so­
zial gesicherten, qualifizierten und hochqualifizierten Teil­
zeitarbeitsplätzen. Teilzeitarbeit ist vor allem als Beschäfti­
gungsform für die „Wechselfälle des Lebens” 18 geeignet. 
Diese Option soll nun zunehmend auch den Männern eröff­
net werden.

Im Frühjahr 1994 wurden von der Bundesregierung mit 
einer „Teilzeitoffensive” verschiedene Maßnahmen zur 
Förderung der Teilzeit durchgeführt bzw. diskutiert. Hierzu 
gehört z.B. die Förderung von Teilzeitarbeit bei den Bun­

desressorts, wonach u.a. ein ausreichendes Angebot von 
Teilzeitarbeitsplätzen auch bei Stellen mit Vorgesetzten- 
und Leitungsaufgaben zur Verfügung zu stellen ist. Zudem 
darf Teilzeitbeschäftigung nach den neuen Bestimmungen 
das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen19 (Anträ­
gen auf Verkürzung der Arbeitszeit ist allerdings nur bei 
dem Vorhandensein von Familienpflichten zu entspre­
chen). Diese Bestimmungen zur Förderung von Teilzeit bei 
den Bundesressorts beziehen sich allerdings ausschließ­
lich auf die dort Beschäftigten.

16 ln einer Untersuchung der Europäischen Kommission von 
1991 w ird von 17 Prozent aller Vollzeit-Arbeitnehmer in Deutsch­
land gesprochen, die gerne auf eine Teilzeit-Stelle wechseln wür­
den. Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) nennt hier 14 vH. Das Kölner Institut zur Erforschung sozia­
ler Chancen (ISO) hat fü r das Jahr 1993 erm ittelt, daß 9 vH aller 
Vollzeltbeschäftigten auf Teilzeit wechseln möchten. Vgl. Baueret 
al. (1994, S. 92).

17 Vgl. Schupp (1994a).

18 Vgl. Sichtermann (1987).

19 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 12/6868 vom
23.2.1994.
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Der Bundeskanzler erklärte die Förderung der Teilzeitar­
beit zur „Chefsache” und mahnte die Ausweitung des An­
gebots an Teilzeitarbeitsplätzen an. Der Vorschlag des 
Bundesarbeitsministers vom März 1994, im Rahmendes 
Beschäftigungsförderungsgesetzes mit einer finanziellen 
Hilfe von etwa 3 000 DM je neu geschaffenen Teilzeitar­
beitsplatz Anreize für die Arbeitgeber zur Einrichtung der­
artiger Arbeitsplätze zu schaffen, erwies sich aber als un­
zureichend und wurde nicht zuletzt aufgrund der erhebli­
chen Gefahr von Mitnahmeeffekten abgelehnt. Die 
„Offensive zur Förderung der Teilzeitarbeit” 20 konzen­
trierte sich denn auch auf eine breit angelegte Aufklärungs­
aktion für Teilzeitarbeit sowohl in der Privatwirtschaft als 
auch verstärkt in der Bundesverwaltung.

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit wies aus­
drücklich darauf hin, daß mit Vorurteilen gegenüber der 
Teilzeitarbeit, „wie etwa jene, ein Teilzeit arbeitender Mann 
könne kaum ein ganzer Mann sein oder bestimmte Ar­
beitsplätze seien auf keinen Fall teilbar”, die Herausforde­
rungen der Zukunft nicht bewältigt werden könnten21. 
Diese Erkenntnis stößt allerdings in ihrer Umsetzung auf 
Grenzen, wenn soziale Sicherungssysteme an der Vollzeit­
erwerbstätigkeit orientiert sind. Entscheidend für den 
Wechsel von Vollzeitarbeit auf Teilzeitarbeit ist neben finan­
ziellen Restriktionen daher die gesellschaftliche Anerken­
nung dieser Beschäftigungsform. Der Wechsel von 
Vollzeit- auf Teilzeitarbeit geht derzeit mit einem Verlust von 
Karriereoptionen, Macht und Sicherheit einher22. Soll die 
Attraktivität von Teilzeitarbeit gesteigert werden, ist ein 
grundsätzliches Umdenken und eine Umstrukturierung 
zahlreicher bislang noch bestehender auf Vollzeiterwerbs­
tätigkeit ausgerichteter „Institutionen” notwendig23. Dazu 
gehört beispielsweise die Ausweitung des sozialen Siche­
rungssystems24 auf die „neuen” reduzierten Beschäfti­
gungsformen, die „Normalität" der Organisation vielfälti­
ger Beschäftigungsformen in den Betrieben sowie die Klä­
rung hieraus erwachsender Notwendigkeiten mit dem 
Tarifpartner (z.B. wie bei einem freiwilligen Verzicht auf 
eine Vollerwerbstätigkeit Optionen bzw. Garantien für ein 
spätere Rückkehr gewahrt werden können).

Die Akzeptanz von Teilzeitarbeit bei Männern wäre dar­
über hinaus zu steigern, wenn Männer in Leitungsfunktio­
nen eine Vorbild- und Vorreiterrolle übernähmen, also 
selbst ihre Arbeitszeit — ggf. für eine bestimmte Zeit—ver­
kürzen und diese Beschäftigungsform auch bei ihren Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern Teilzeitarbeit fördern wür­
den. Auch die Frage, ob die aktive Förderung von Teilzeit­
bereitschaft und geeigneten Teilzeitsystemen in Betrieben 
zur Leistungsbeurteilung von Vorgesetzten zählen, zielt in 
eine solche Richtung.

4.4 W u n s c h  nach  M e h r a r b e i t  
V o l l z e i t - E r w e r b s t ä t i g e r

Eine Analyse der Arbeitszeitpräferenzen muß aber auch 
das Potential derer einbeziehen, die ihre Arbeitszeit gerne

ausweiten möchten (Tabelle 9). Insgesamt liegt der Umfang 
bei den Vollzeit-Beschäftigten, die wöchentlich länger ar­
beiten möchten, mit etwa 2,5 Millionen (Ost- und West­
deutschland) deutlich unter der Zahl jener, die angaben, 
merkliche Arbeitszeitverkürzungen oder Teilzeitarbeit in 
Anspruch nehmen zu wollen (3,7 Millionen Vollzeit-Be­
schäftigte).

In Westdeutschland wollten 1993 knapp 13 vH der Voll­
zeit beschäftigten Männer und 3 vH der Vollzeit beschäftig­
ten Frauen mehr als 40 Stunden arbeiten (Tabelle 10). In 
Ostdeutschland waren dies sogar 20 vH bzw. 6 vH. Der 
Wunsch nach Mehrarbeit bei den Vollzeit-Beschäftigten 
blieb vor allem auf die Männer konzentriert. In West­
deutschland waren beispielsweise 91 vH derjenigen, 
deren Wunscharbeitszeit über 40 Stunden lag, männlichen 
Geschlechts (Ostdeutschland 81 vH).

Längere Arbeitszeiten — wie sie noch vor nicht allzu lan­
ger Zeit gefordert wurden — kämen demnach vor allem den 
Männern entgegen. Die stärkere Einbindung des Mannes 
in die Erwerbsarbeit würde die traditionelle Rollenvertei­
lung zwischen Frau und Mann noch verfestigen und die 
Umverteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit zwi­
schen den Geschlechtern verhindern. Gerade diese Um­
verteilung ist jedoch notwendig, um gleiche Beschäfti­
gungschancen für Frauen und Männer zu erreichen25.

5. Ausblick:
Lösung der Beschäftigungsprobleme 

erfordert Umdenken in der Gesellschaft 
und Umbau der Institutionen

Es kann davon ausgegangen werden, daß weder in 
West- noch in Ostdeutschland Frauen sich künftig freiwillig 
vom Arbeitsmarkt zurückziehen und ihre Suchaktivitäten 
vollständig einstellen werden26. Die Bundesanstalt für Ar­
beit (BA) nennt zusammenfassend folgende Gründe einer 
weiterhin steigenden Erwerbsneigung der Frauen27:

— den Trend zur persönlichen Selbstbestimmung und ma­
teriellen Unabhängigkeit;

— das gestiegene Ausbildungsniveau und den Wunsch, 
den erlernten Beruf auch auszuüben;

20 So der Titel eines Berichts der Bundesregierung vom
8.6.1994.

21 Jagoda, Bernhard (1994): „M it den Denkschablonen von ge­
stern sind die Probleme von heute nicht zu lösen” . In: Handelsblatt 
vom 30.3.1994.

22 Vgl. hierzu auch Schupp (1994b).

23 Vgl. hierzu auch die Überlegungen von Daheim (1994).

24 In diese Richtung gehen auch die Regelungen des Beschäf­
tigungsgesetzes 1994, wonach für Arbeitnehm er bei einem Wech­
sel von Voll- zu Teilzeitbeschäftigung für drei Jahre ein Bestands­
schutz im Rahmen der Arbeitslosenversicherung besteht.

25 Vgl. Holst, Schupp (1995).

26 Vgl, auch Holst (1991).

27 Vgl. Bundesanstalt fü r Arbeit (Hrsg.) (1994, S. 61).
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Verteilung der abhängig Erwerbstätigen1) nach ihrer Stellung im Betrieb
In vH

Tabelle 11

Bundesgebiet Ost Bundesgebiet West

Stellung im Betrieb W eiblich Männlich Weiblich Männlich

Direktor, Amts-, Betriebsleiter 0,9 2,2 0,6 2,4

Abteilungsleiter, Prokurist 

Sachgebietsleiter/Referent,

1,9 3,7 0,9 3,5

Handlungsbevollmächtigter 

Herausgehobene, qualifizierte

2,9 3,1 1,1 3,2

Fachkraft, Meister 14,0 13,6 8,7 13,7

Sachbearbeiter, Vorarbeiter 15,1 5,9 16,9 12,8

Verkäufer, Facharbeiter 40,0 49,6 28,8 32,6

Bürokraft, anglernter Arbeiter 21,9 16,1 37,6 24,3

1) Ergebnisse des Mikrozensus 1991.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Zur w irtschaftlichen und sozialen Lage in den neuen Bundesländern, Dez. 1992, S. 21.

— den Rückgang der Geburtenhäufigkeit sowie den An­
stieg der Scheidungsquote;

— das wachsende Angebot an Arbeitsplätzen mit redu­
zierter bzw. flexibler Arbeitszeit sowie

— die Notwendigkeit, das Haushaltseinkommen zu si­
chern und zu erhöhen.

In einer Projektion der Beschäftigung für das Jahr 2010 
vom IAB und Prognos wurde deutlich, daß dem Erwerbsan­
gebot auch künftig nur eine unzureichende Nachfrage 
gegenübersteht28.

Zwar ist eine Ausweitung des überwiegend Frauen be­
schäftigenden Dienstleistungssektors zu erwarten, doch 
reicht dieser nicht aus, um einen Ausgleich zwischen Er­
werbsangebot und -nachfrage zu erreichen. Fraglich ist 
zudem, ob dieser Zuwachs an Arbeitsplätzen auch qualita­
tiv den Frauen zugute kommen würde. So wird im wesentli­
chen der Anstieg bei den Sekundären Dienstleistungen, 
wie Beraten, Lehren, Management, Forschen, Entwickeln 
etc., die bislang vor allem von Männern ausgeübt werden, 
erwartet. Der Anteil der Primären Dienstleistungen, die ver­
stärkt Frauen ausüben, wird nach der IAB/Prognos-Projek- 
tion abnehmen. Hinzu kommt, daß Frauen zu rund einem 
Fünftel in Produktionsberufen mit ungelernten und ange­
lernten Tätigkeiten arbeiten. Der Anteil dieser Arbeits­
plätze wird bis zum Jahre 2010 aber ebenfalls abnehmen.

Es findet aber nicht nur ein Wandel der Wirtschafts­
zweig- und Tätigkeitsstrukturen statt, auch die Qualifika­
tionsstruktur der Beschäftigten wird sich in den nächsten 
Jahren ändern. Prognos vermutet für die Zukunft einen 
Mangel gerade bei jenen qualifizierten Fachkräften, die für 
die Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
unverzichtbar sind. Zudem würden höher qualifizierte Tä­
tigkeiten (wie Führungsaufgaben, Betreuung, Beratung 
etc.) zunehmen, dagegen Tätigkeiten, die eine geringere

Qualifikation erfordern, abnehmen. Gerade in West­
deutschland üben Frauen jedoch derartige Tätigkeiten in 
großem Umfang aus.

Bei anhaltenden Arbeitsmarktproblemen wäre ein 
immer stärkeres Auseinanderklaffen von Wunsch und 
Wirklichkeit im Erwerbsbereich und damit einhergehend 
ein zunehmender Wohlfahrtsverlust die Folge. Um den An­
schluß nicht zu verlieren, müssen Frauen daher verstärkt 
am Erwerbsleben tellnehmen und — um auch Führungs­
aufgaben übernehmen zu können — Ihre Grundqualifika­
tionen verbessern wie auch Weiterbildungsangebote in 
größerem Umfang wahrnehmen. Im Zuge des Transforma­
tionsprozesses wurden allerdings trotz hoher und dauer­
hafter Erwerbsbeteiligung die im SOEP befragten ostdeut­
schen Frauen innerhalb kürzester Zeit (von Juni 1990 bis 
Frühjahr 1991) weitestgehend aus ihren Führungspositio­
nen verdrängt29. Die Ergebnisse des Mikrozensus 1991 
(Tabelle 11) zeigen das niedrige Ausgangsniveau der 
Frauen in gehobenen Führungsfunktionen: Der Anteil lag 
in Westdeutschland bei 3 vH und in Ostdeutschland bei 
6 vH, gegenüber jeweils 9 vH bei den Männern. (Insge­
samtwaren die Frauen in Ostdeutschland 1991 etwas häu­
figer in Führungspositionen vertreten als Frauen in West­
deutschland). Entscheidungen über die Einstellung von 
Männern und/oder Frauen werden also nach wie vor vor­
wiegend von Männern getroffen.

Die Domäne der Männer in Führungspositionen ist aber 
sicherlich nicht ohne die Frauen denkbar, die die unbezahl­
ten Pflichten in der Familie übernehmen und ihre eigenen 
Erwerbschancen damit hintanstellen, um „ihren” Männern

28 Die nachfolgenden Informationen zu den lAB/Prognos-Pro- 
jektionen sind dem Arbeitsmarktreport für Frauen 1994 entnom­
men. Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.) (1994, S. 61 ff).

29 Vgl. hierzu auch Holst, Schupp (1991).
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größtmögliche Flexibilität in der Erwerbsarbeit und eine 
Karriere zu ermöglichen. Solen Frauen bessere Chancen 
für einen Aufstieg in qualifizieleTätigkeiten und Führungs­
positionen erhalten, ist ihre Entlastung bei den familiären 
Plichten eine wichtige Voraussetzung. Hier ist noch ein er­
heblicher Handlungsbedarf,zu dem auch die solidarische 
Umverteilung von unbezahler Arbeit zwischen den Ge­
schlechtern zählt30.

Wie groß sind aber die Ciancen der Realisierung von 
mehr Solidarität in einem System, in dem Erwerbsarbeit, 
Einkommen und Vermögen de wesentlichen — da auch in­
stitutionell abgestützten — Erfolgskriterien darstellen, an 
die gesellschaftliche Anerkeinung, Teilhabe und Sicher­
heit gebunden sind? Letztlicl werden damit auch im Wohl­
fahrtsstaat der Moderne Frajen wieder aktuell, „die nicht 
erst Karl Marx aufgeworfen lat, die schon Aristoteles, Au­
gustinus, Thomas von Aquirgestellt haben: Wie sind Ge­
rechtigkeit und Solidarität in einem Gemeinwesen möglich, 
und was wird aus einem Staat, wenn sie keinen Platz 
haben?” 31. Auch der ehemaige Vorsitzende des Sachver­
ständigenrates Olaf Sievert äelltfest: „Das Marktsystem... 
kommt mit Menschen aus, de Egoisten sind, das Gemein­
wesen nicht. Aber ohne fuiktionsfähiges Gemeinwesen 
kann auch das Marktsystemnicht bestehen” 32.

Lange geriet aus dem Fokjsder erwerbsorientierten In­
dustriegesellschaft, daß Frauen das Gemeinwesen mit 
ihrem erheblichen Verzicht auf gesellschaftlichen Einfluß, 
Macht und Anerkennung zugunsten gesellschaftlich wich­
tiger, aber unbezahlter und ¡ti Vergleich zur Erwerbsarbeit 
weniger anerkannter Arbeit gestützt haben. Dieser Status 
quo wird bei steigenden Scheidungszahlen und abneh­
menden traditionellen Familienformen (Europäische Kom­
mission 1994, S. 156)fürdieFrauen immer weniger attrak­
tiv. Zudem gehört Erwerbsarbeit immer mehr zum Alltag 
von Frauen, auf ihr Erwerbseinkommen kann der Haushalt 
häufig nicht mehr verzichten. Wer an dieser Stelle dennoch 
„die ’gute alte Solidarität’ wiederherstellen will, muß das 
Rad der Modernisierung zurückdrehen, das heißt: nicht 
nur versteckt — z.B. durch Mutterschaftsgeld oder Image­
pflege der Hausarbeit — die Frauen aus dem Arbeitsmarkt 
verdrängen, sondern offen; und zwar nicht allein aus dem 
Arbeitsmarkt, auch aus der Bildung. Das Lohngefälle wäre 
zu verschärfen, letztlich wäre auch die gesetzliche Gleich­
stellung rückgängig zu machen. Es wäre zu prüfen, ob das 
Unheil nicht schon beim allgemeinen Wahlrecht angefan­
gen hat” 33.

Vermutlich kann eine weitgehende Einigung darüber er­
zielt werden, daß das Rad cer Modernisierung nicht mehr 
zurückgedreht werden kam und sollte. Damit muß aber 
auch eingestanden werden, daß die gesellschaftlich not­
wendige Arbeit neu aufzuteilen ist und Männer nichtbe­
zahlte Arbeit stärker übernehmen.

Vor diesem Hintergrund gerät die Beschäftigung mit 
dem Thema Frauenerwerbstätigkeit in ein anderes Licht. 
So könnten die am Gemeinwesen orientierten, auf die Ver­
einbarung von bezahlter und unbezahlter Arbeit ausgerich­
teten Beschäftigungsformen der Frauen durchaus als Zu­
kunftsmodell für eine solidarische Bewältigung gesell­
schaftlicher Aufgaben dienen. Eine Voraussetzung für den 
Verzicht auf Erwerbsarbeitszeit (gesellschaftliche Aner­
kennung und Einkommen) wäre allerdings, daß hierdurch 
nicht wie bislang gerade jene benachteiligt werden, die ihre 
Erwerbsarbeit zugunsten nichtbezahlter gesellschaftlicher 
Arbeit reduzieren34. Eine umfangreiche Verkürzung der 
Erwerbsarbeit für den Großteil der Beschäftigten würde die 
Voraussetzungen für ein hohes Maß an Flexibilität und Soli­
darität in besonderen Lebenslagen schaffen. Die ökonomi­
sche Effizienz kann dabei durch eine flexiblere Gestaltung 
von Arbeitszeit und Betriebszeiten gesichert bleiben.

Eine deutliche Verkürzung der Arbeitszeit wäre zwar 
eine notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzung 
für mehr Solidarität zwischen den Geschlechtern. Gene­
relle, flexibel gehandhabte Arbeitszeitverkürzungen füh­
ren sicherlich — solange Wert und Erfolg des Menschen 
vor allem durch die gelungene Erwerbskarriere bestimmt 
wird — nicht automatisch in eine bessere, am Gemeinwe­
sen orientierte Welt. Nicht nur der Arbeitsbegriff muß des­
halb neu gefüllt werden, es sind auch Anreizsysteme für 
gesellschaftlich notwendige Tätigkeiten zu schaffen35. 
Eine ganz wesentliche Voraussetzung hierfür ist deshalb 
das Aufbrechen des sogenannten Normalarbeits-Verhält- 
nisses, also die Ablösung von der starren Orientierung an 
einer lebenslang ununterbrochenen Vollzeit-Erwerbsar­
beit als Bedingung für ein erfolgreiches (Erwerbs)-Leben. 
Dieses starre Konzept verschärft das Problem der Vertei­
lung der Erwerbsarbeit, es steht zunehmend im Wider­
spruch zu gesellschaftlichen Notwendigkeiten, im Wider­
spruch zum Wertewandel und den Beschäftigungsproble­
men in modernen Gesellschaften.

30 Im Weißbuch der Europäischen Kommission liegt der erfor­
derlichen Erneuerung eines europäischen Gesellschaftsmodells 
eine weniger passive und stärker aktive Solidarität zugrunde. Aus­
drücklich wird die Solidarität der Geschlechter genannt. Vgl. Euro­
päische Kommission (1994, S. 17).

31 Dettling (1994, S. 366).

32 Prof. Dr. Olaf Sievert, Präsident der Landeszentralbank im 
Freistaat Sachsen und in Thüringen, anläßlich der Konferenz 
„E th ik  und M arkt”  der Bertelsmann-Stiftung in Gütersloh am 
22.123. Februar 1994.

33 Beck (1994, S. 32).

34 Hier wäre an die seit einigen Jahren geforderte „Aufwer­
tung ”  der Ressource Zeit gegenüber Geld konzeptionell anzu­
knüpfen. Vgl. Offe, Heinze (1990).

35 Vgl. z.B. Offe, Claus (1994): Prämien für Aussteiger. In: Die 
Zeit Nr. 11, S. 28.
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Zusammenfssung

Zur Erwerbsorientierng von Frauen 
nach der deutschen Vereiniung — Umverteilung 
von bezahlter und unbezalter Arbeit zwischen 

den Geschlechter notwendig

Der Autor und die Autorin untfsuchen in diesem Artikel 
die geschlechtsspezifischen Auwirkungen der Entwick­
lung auf dem Arbeitsmarkt in Ct- und Westdeutschland. 
Hierzu werden Längsschnittanasen auf Basis des Sozio- 
ökonomischen Panels durchgeihrt, um die Veränderun­
gen zwischen 1990 und 1993 nkroanalytisch zu bestim­
men. Neben der Entwicklung de Arbeitsmarktbeteiligung 
steht der zeitliche Verlauf der Ewerbsorientierung insbe­
sondere Nichterwerbstätiger irrMittelpunkt der Untersu­
chungen. Darüber hinaus wirdiuf Möglichkeiten einge­
gangen, mit Hilfe der Arbeitszetpolitik die Probleme am 
Arbeitsmarkt zu mildern. Mit Anlysen von Arbeitszeitprä­
ferenzen abhängig Beschäftigtewerden zudem Potentiale 
und Grenzen einer Arbeitsumveeilung diskutiert. Der Bei­
trag endet mit konzeptionellen berlegungen notwendiger 
gesellschaftlicher Veränderunen zur Lösung der Be­
schäftigungsprobleme in Deutshland.

Summary

Aspects of the Occupational Orientation 
of Women after German Unification 

and the Need of Redistribution 
of Paid and Unpaid Work

The authors analyse the genderspecific effects of the 
labour market development in East and West Germany 
after the unification 1990 to 1993. The longitudinal study is 
based on the Socio-economic Panel. Beside labour market 
participation especially of women this articles examines 
the development of the labour market orientation of the 
labour force, including non-active population and the un­
employed. Furthermore the paper dicusses the possiblities 
of further reduction/cut in working hours and flexible work­
ing hours to reduce the employment problems. Moreover 
the analyses of working time preferences of the dependent 
employed persons provides information on the potential 
and limits of a redistribution of the (available) volume of 
work. The articles finishes with conceptional thoughts 
about necessary societal changes to solve the employment 
problem in Germany.
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